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A N F R A G E 

 
Seit Januar 2017 hat die A22 einseitig beschlossen, die Beseitigung des Abfalls der 

Rastplätze und Raststätten selbst, sprich mit eigenen Mitteln und eigenem Personal 

durchzuführen. Auf diese Weise hat die Leitung der A22 die Gemeinden, durch deren 

Gebiet die Brennerbahn auf dem Teilstück Brenner – Modena verläuft, von der 

Abfallwirtschaft ausgeschlossen, die seit genanntem Datum die Beseitigung der 

Siedlungsabfälle und die getrennte Müllsammlung in den genannten Autobahnbereichen 

nicht mehr durchführen können.  

Anscheinend organisiert die A22 die Entsorgung der Abfälle der Servicestationen und 

Raststätten (Halteplätze und Tankstellen) in Eigenregie, während die Gemeinden lediglich 

für die zu Lasten der sogenannten "Autogrills", also die Raststätten ohne Tankstellen, 

gehende Abfallwirtschaft zuständig sein sollen, welche ihre Abfälle nach wie vor anliefern. 

Grund für die plötzliche und einseitige Entscheidung der A22 soll anscheinend die 

Spekulation nach einer wirtschaftlichen Einsparung sein. Dies gereicht jedoch den vielen 

Gemeinden, welche im Durchzugsgebiet der Autobahn liegen, zum Schaden, wobei die 

Entscheidung viele Bürgermeister verwundert hat, da doch die öffentlichen regionalen 

Körperschaften (Region Trentino-Südtirol 32,2893%, Autonome Provinz Bozen 7,6265%, 

Autonome Provinz Trient 5,3359%, Gemeinde Bozen 4,2268%, Gemeinde Trient 

4,2319%) Mehrheitseigentümer des Gesellschaftskapitals der A22 sind. Die Entscheidung 

der A22 wird erhebliche Auswirkungen auf die Haushalte vieler Gemeinden haben, wobei 
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die Bürger die negativen Folgen derselben tragen und eine Erhöhung der 

Müllentsorgungsgebühren hinnehmen werden müssen. 

Die Gemeinde Lavis ist die erste Gemeinde, die sich entschieden gegen diese einseitige, 

als gesetzeswidrig angesehene Entscheidung der A22 zur Wehr gesetzt hat, wobei zudem 

Unregelmäßigkeiten im Rahmen der von Seiten der A22 selbst vorgenommenen 

Müllentsorgung angenommen werden. Anscheinend soll genannte Gemeinde bereits das 

positive Gutachten des Dienstes der örtlichen Autonomien der Provinz Trient erhalten und 

in der Folge die Überprüfungen gegenüber der A22 mit nachfolgendem Erlass 

entsprechender Sanktionen zu Lasten der A22 für den Bereich der Autobahn, welcher das 

Gemeindegebiet durchquert, in die Wege geleitet haben.  

Für die Gemeinden Südtirols ist auf die so genannte „Ausschließlichkeit und das 

Schutzrecht der Gemeinden" im Zusammenhang mit dem Hausmüll, der der Beseitigung 

zugeführt wird (Einsammeln, Beförderung, Beseitigung und Verwertung der Abfälle), 

hinzuweisen, das sich aufgrund des Landesgesetzes Nr. 4 vom 26. Mai 2006 und des 

„Nationalen Umweltgesetzes“ Nr. 152/2006 und des Ronchi-Gesetzes aus dem Jahre 

1997 ergibt.  

Die Gemeindeverordnung über den Müllentsorgungsdienst der Gemeinde Pfatten regelt im 

Artikel 32 die Abfälle im Allgemeinen und beinhaltet die Pflicht zur Inanspruchnahme des 

öffentlichen Hausmüllentsorgungsdienstes für jene Zonen, in denen der Dienst aktiviert ist. 

Absatz 4 des Artikels 48 findet gegenüber Nutzern, die keine Haushalte sind, sprich auch 

gegenüber der A22 Anwendung und Artikel 49 befasst sich mit den Sonderabfällen, die 

den Siedlungsabfällen gleichgesetzt sind wie Papier, Plastik, Glas, Karton usw. sowie mit 

jenen, die von Betrieben und anderen Nutzern, die nicht Haushalte sind, produziert 

werden.   

Derzeit scheinen lediglich die Gemeinden Lavis und Pfatten formell Nachprüfungen 

eingeleitet zu haben, welche – nach Abschluss derselben - den Erlass der in den 

jeweiligen Verordnungen vorgesehen Strafen nach sich ziehen werden.  

Es scheint, dass alle anderen Gemeinden der Region gleichermaßen vorgehen müssen, 

da sie Kenntnis von dieser Sachlage erlangt haben, entweder aufgrund der 

Korrespondenz zwischen den beiden genannten Gemeinden und der A22, in der sie 

erwähnt worden sind, oder aber weil sie von der A22 diesbezüglich angeschrieben worden 

sind.  

Aus diesem Grund wird mit einem Anstieg der Nachforschungen und der damit 

verbundenen Strafen zu Lasten der Autobahngesellschaft gerechnet. 
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Il Verlauf einer Sitzung, welche dieses Jahr in Pfatten stattgefunden hat und an der einige 

der Gemeinden, für die aufgrund der einseitigen Entscheidung der A22 die Frage der 

ordnungsgemäßen Müllentsorgung entstanden ist, anwesend waren, sollen die jeweiligen 

Gemeindesekretäre darauf hingewiesen haben, dass die Bürgermeister, nachdem sie 

Kenntnis von einer möglichen Straftat erlangt und die entsprechenden Nachforschungen 

angestellt haben, angehalten sind, von Amts wegen einzuschreiten.  

Trotz des unterhaltenen Schriftverkehrs mit einigen der betroffenen Gemeinden und des 

positiven Gutachtens des Dienstes der örtlichen Autonomien der Provinz Trient scheint die 

A22 weder von ihrer Entscheidung abgerückt zu sein, noch ihr Vorgehen in Hinblick auf 

den Abtransport, in Eigenregie, der Abfälle, geändert zu haben. 

 

All dies vorausgeschickt, erlauben sich die unterfertigten 

Regionalratsabgeordneten den Präsidenten der Region zu befragen, um Folgendes 

zu erfahren: 

 

1. Ob er Kenntnis von den genannten Tatsachen hat und wenn ja, ob er beabsichtigt, 

unverzüglich die notwendigen Schritte zu unternehmen, um die oben genannte 

Angelegenheit zu überprüfen und zu untersuchen? 

2. Ob er von der Leitung der A22 über die einseitige Entscheidung der A22 informiert 

worden ist, die  Gemeinden der Region von der Entsorgung und Bewirtschaftung des 

Rest- und Trennmülls der Raststätten auf der Autobahnstrecke Brenner-Modena 

auszuschließen? 

3. Auf wieviel belaufen sich die Schäden, die den Kassen der betroffenen Gemeinden 

der Region im laufenden Jahr zugefügt werden? 

4. Auf wieviel belaufen sich die Einnahmenverluste bei den lokalen Finanzen und welche 

Auswirkungen werden sie auf die Bürger hinsichtlich Steuern und 

Dienstleistungskosten der Abfallentsorgung für das laufende und die folgenden Jahre 

haben? 

5. Aufgrund welcher Bestimmungen hält die A22 ihre Entscheidung für legitim, die 

Beseitigung und Bewirtschaftung des Rest- und Trennmülls der Raststätten auf der 

Autobahnstrecke Brenner-Modena selbst durchzuführen? 

6. Wird die Region - in ihrer Eigenschaft als Mehrheitsaktionärin der A22 - zusammen mit 

den anderen öffentlichen Körperschaften der Region die unverzügliche Aussetzung 

des einseitig von der Leitung der A22 gefassten Beschlusses fordern, um die 



4 
 

Rechtmäßigkeit und Regelmäßigkeit der Entsorgung und Bewirtschaftung des Rest- 

und Trennmülls auf der Brenner-Modena-Strecke der A22 zu prüfen, damit die 

vonseiten der Gemeinden der A22 auferlegten Strafen und nicht zuletzt die Folgen der 

großen Verluste bei den Einnahmen der Gemeindehaushalte vermieden werden?  

 

Im Sinne der Geschäftsordnung wird um eine schriftliche Antwort ersucht. 

  

Gez.: DIE REGIONALRATSABGEORDNETEN 

Paul Köllensperger 

Filippo Degasperi   


